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Prasndlalanspracﬁé

Die schweizerische Energiepolitik kann sich den Entwicklungen in Europa nicht entziehen.
Die Elektrizitatswerke kénnten in diesen wirtschaftlich schwierigen Zeiten insbesondere
in den Bereichen Wasserkraft und Ubertragungsleitungen investieren, doch filhren die
im Vergleich zum Ausland strengen Umweltanforderungen und zahlreiche Einsprache-
verfahren dazu, dass viele Projekte verzogert, schubladisiert oder unwirtschaftlich werden.
Notwendig sind deshalb Gesetzesanpassungen und eine Straffung der Bewilligungs-

verfahren.

Der europaische Wandel und
seine Folgen fiir die schweizerische
Elektrizitatswirtschaft

Présidialansprache zur 102. Generalversammlung

Lugano, 2. September 1993

Adresse des Autors:
Dr. Alex Niederberger, Prisident Verband Schweizerischer
Elektrizititswerke, Postfach 6140, 8023 Ziirich.
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W Alex Niederberger

1975, 1984 und 1993: In regelmissigen
Abstinden von neun Jahren versammelt sich
der VSE zu seiner Generalversammlung in
Lugano. Ein kurzer Riickblick: 1975 verab-
schiedete der VSE seine «Energiepolitischen
Zielsetzungen». In zehn Punkten wurde ein
erstes Selbstverstindnis der Branche erarbei-
tet. Aufgrund des sich wandelnden energie-
politischen Umfeldes wurden diese Zielset-
zungen 1984 iiberarbeitet. Nach den turbu-
lenten Jahren 1990 und 1992 mit fiinf eidge-
nossischen Volksabstimmungen {iber Ener-
gievorlagen fand im VSE eine intensive Aus-
einandersetzung {iber Standort und Ziele
statt. Eine wesentliche Grundlage dazu war
die erstmals erarbeitete und formulierte
Energiepolitik der schweizerischen Elektrizi-
tdtswerke aus dem Jahre 1991.

In den letzten Jahren hat Europa sein Ge-
sicht entscheidend verindert (Bilder 1-3):
auf der einen Seite in Westeuropa, politische
und wirtschaftliche Integrationsbestrebun-
gen (EG und EWR), auf der andern Seite in
Osteuropa, Auflosungserscheinungen, die
teils von kriegerischen Auseinandersetzun-
gen begleitet sind (Ex-Jugoslawien und
Ex-Sowjetunion). Beidseits des friiheren
Grabens, zwischen den ehemals verfeindeten
Macht- und Wirtschaftsblocken, besteht heu-
te der Wille zur Kooperation auf der Grund-
lage einer «gemeinsamen Sprache», jener der
Demokratie und der Marktwirtschaft.

In diesem Prozess der gegenseitigen An-
niherung sind die teils erheblichen Unter-

schiede in den Rahmenbedingungen der ein-
zelnen Lénder in wirtschaftlicher, politi-
scher, sozialer und umweltméssiger Hinsicht
sichtbar geworden. Je nach Standpunkt des
Betrachters soll zudem der eingeleitete Pro-
zess mehr oder weniger rasch realisiert und
mehr oder weniger den nationalen bzw. den
supranationalen Kriften iiberlassen werden.

Diese Feststellungen gelten auch fiir den
Binnenmarkt im Energiesektor, der weiterhin
zu den erklérten Zielen der Européischen Ge-
meinschaft gehort. Mit dem Europdischen
Wirtschaftsraum (EWR) entsteht insgesamt
ein grosses Wirtschaftsgebilde, das auch
Riickwirkungen auf den Energie- und Strom-
sektor in der Schweiz haben wird.

Im folgenden sollen zwei Fragen beant-
wortet werden:

1. Welches sind die wesentlichen Entwick-
lungstendenzen im  Stromsektor in
Europa?

2. Welche Chancen und Risiken lassen sich
hieraus fiir die Schweiz ableiten, und wo
liegen die Herausforderungen?

Entwicklungstendenzen
in Europa

Die Wetthewerbsdiskussion
im Rahmen der EG

Die EG-Kommission hat im Richtlinien-
entwurf vom 21. Januar 1992 eine weit-
reichende Anderung der Marktordnung



Bild 1 Stromverbundsysteme in Europa
Figure 1 Systémes européens d'interconnection

des Stromversorgungssektors vorgeschlagen.
Dabei sollten einerseits auf der Produktions-
seite die Stromproduzenten einem stirkeren
Wettbewerb ausgesetzt werden und anderer-
seits die Stromkunden ihren Lieferanten frei
wihlen konnen. Zu diesem Zweck wurde ein
«TPA-System» (Zugang Dritter zum Netz)
und eine Trennung der drei Aktivititen Er-
zeugung, Transport und Verteilung — das
sogenannte «Unbundling» (Entflechtung) —
in den vertikal integrierten Versorgungs-
unternehmungen vorgeschlagen.

Der Ministerrat hat die Vorschlige der
Kommission betreffend die Einfiihrung des
«TPA» in der vorgeschlagenen Form zuriick-
gewiesen. Die vielfiltig gedusserte Kritik
fiihrte dazu, dass der Harmonisierung der
Rahmenbedingungen eine hohere Prioritit
beigemessen wird als den Liberalisierungs-
bestrebungen. Die Schwierigkeiten bei der
Ratifizierung der Maastrichter Vertrige ha-
ben auch zu einer moderateren Gangart der
Liberalisierungsplidne gefiihrt. Das Motto
lautet: «Harmonisierung vor Liberalisie-
rung».

In Hinblick auf die Versorgungsaufgabe
der Unternehmungen wurde allgemein die
Notwendigkeit hervorgehoben, auf die Be-
sonderheiten der Stromerzeugung und -ver-
teilung (langfristige Investitionen, Versor-
gungspflicht, Umweltauswirkungen) stark
Riicksicht zu nehmen. Gleichzeitig soll aber
der Wettbewerb verstirkt werden, wenn auch
nur schrittweise. Ein kompromissfihiger
Ansatz sieht im wesentlichen vor, den
Bau  zusitzlicher  Kraftwerksleistungen
offentlich unter Wettbewerbsbedingungen
auszuschreiben.
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Verschiedene Linder haben Reformen im
Energie- und Stromsektor unternommen:
Hauptziel ist eine Loslosung von planwirt-
schaftlichen, monopolistischen Strukturen,
wobei sich Ansitze und Realisierungsge-
schwindigkeiten stark unterscheiden. Die
grosste Herausforderung besteht vorerst dar-
in, neue, gemeinsame Rahmenbedingungen
mit den nationalen Behorden zu definieren.

Entwicklungstrends in den verschie-
denen europdischen Landern

In Grossbritannien und Portugal, neuer-
dings auch in Griechenland und Italien, ste-
hen Marktoffnung und Privatisierung im
Vordergrund. Ziel ist die Einfiihrung von
mehr Wettbewerb bei Stromproduktion und
Stromlieferung. Ein hohes Kostenbewusst-
sein der EVUs fiihrte dabei zum Beispiel in
England zu einem massiven Abbau von Ar-
beitsplitzen.

In Frankreich wird die Politik der Verrin-
gerung der Auslandabhiingigkeit durch den
kontinuierlichen Ausbau der Kernenergie
konsequent fortgesetzt.

In den Niederlanden, Belgien und Spanien
findet eine Strukturbereinigung in Richtung
Konzentration bzw. Vergrosserung der Ver-
sorgungsgebiete der einzelnen Gesell-
schaften im Stromsektor statt.

In Deutschland stehen die laufenden Ent-
wicklungen ganz im Zeichen der Wieder-
vereinigung mit den neuen Bundeslindern.
Dies setzt eine mit dem Westen kompatible
Struktur voraus. Damit verbunden ist die
Harmonisierung der qualitativen Anforde-

rungen an die Stromversorgung sowie der
Aufbau effizienter Versorgungsstrukturen.

In den zentral- und osteuropdischen Ldn-
dern sowie in der Gemeinschaft unab-
héngiger Staaten (GUS) steht die Einfiihrung
der Marktwirtschaft und die Dezentralisie-
rung der wirtschaftlichen Entscheidungs-
mechanismen im Vordergrund. In diesen
Staaten besteht zudem ein hoher Finanzie-
rungsbedarf fiir die Modernisierung und Effi-
zienzsteigerung der Produktionsanlagen, fiir
die Verminderung ihrer Auswirkungen auf
die Umwelt sowie fiir den Ausbau der Ver-
bundsysteme. Ein Anliegen besonderer Art
stellt die Sicherheit der ostlichen Kernkraft-
werke dar. In diesem Bereich wurden ver-
schiedene Massnahmen (Sicherheitsanaly-
sen, Ausbildungsprogramme und Investi-
tionen) von westlichen Kraftwerksge-
sellschaften, koordiniert durch die World
Association of Nuclear Operators (WANO)
und der EG, getroffen. Es stellt sich aber die
Frage, ob dies gentigt.

Die skandinavischen Linder weisen unter
sich viele Gemeinsamkeiten auf: ein hoher
Anteil an Wasserkraft, eine Grosszahl von
Produktionsgesellschaften, die tiber eine lan-
ge partnerschaftliche Tradition verfiigen. Der
Wunsch, am europdischen Markt teilzu-
nehmen, hat auch hier eine Diskussion um
die Reorganisation des Stromsektors in Rich-
tung von mehr Effizienz und Wettbewerb in
Gang gesetzt.

Die verschiedenen Entwicklungen in Eu-
ropa, die in diesem Uberblick nur unvollstin-
dig dargestellt werden konnten, zeigen deren
Vielfalt sowie deren unterschiedliche Inten-
sitit. Es ist noch zu friih, deren Wirkungen,
das heisst den Erfolg oder Misserfolg, abzu-
schitzen.

Die Umweltdiskussion
als zentrale Herausforderung
fiir den Energiesektor

Der weltweite CO»-Anstieg ist nach
Meinung  massgebender  Wissenschafter
wesentlich fiir die zu erwartenden globalen
Klimaverdnderungen verantwortlich. Diese
Emissionen konnen nicht durch technische
Massnahmen vermindert werden. Aus die-
sem Grund wird eine Stabilisierung bzw.
Reduktion des CO,-Ausstosses verlangt. Der
gesamteuropdische  Energie- und = Strom-
sektor trigt dabei eine wesentliche Mitver-
antwortung.

Die Schweiz allerdings ist in dieser Hin-
sicht, zusammen mit Norwegen, ein eigentli-
cher Sonderfall: Mit einem Anteil von rund’
60% Wasserkraft und 40% Kernkraft produ-
zieren die schweizerischen Elektrizitits-
werke ihren Strom zu 98% ohne CO..

Wie der schweizerische Bundesrat hat
auch die EG-Kommission deshalb Program-
me zur rationellen Energienutzung und zur
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Forderung neuer erneuerbarer Energiequel-
len lanciert. Zusitzlich zu diesen Program-
men sollte urspriinglich in der EG eine reine
CO,-Steuer eingefiihrt werden. Diese wurde
unterdessen zu einer kombinierten Steuer auf
CO,-Emissionen und Energieinhalt, zur so-
genannten «Ecotax» erweitert.

Von den Regierungen und Politikern wur-
den diese Steuerpline begriisst, von den
Wirtschaftsvertretern  dagegen —abgelehnt.
Nachdem auch US-Prisident Clinton auf
Druck der Wirtschaft von der geplanten Ein-
fiihrung einer allgemeinen Energiesteuer ab-
riicken musste, scheint die EG-weite Einfiih-
rung einer kombinierten Energie- und CO,-
Abgabe in eine Sackgasse geraten zu sein.

Die europdischen Stromproduzenten und
-verteiler bestreiten das Verursacherprinzip
(«polluter-payer») nicht, kritisieren aber die
moglichen Nachteile, ndmlich:

— die Verzerrung des internationalen Wett-
bewerbs,

- die einseitige Benachteiligung des Strom-
sektors  (sektorielle  Elektrizitétspolitik
statt ganzheitliche Energiepolitik),

— die Bestrafung jener Energieformen
(durch die kombinierte Steuer), die einen
Beitrag zur Verringerung des CO,-Pro-
blems leisten (Kernenergie und Wasser-
kraft).

Zunehmende Internationalisierung
im Stromsektor

Die Erweiterung des Europdischen Wirt-
schaftsraumes, die Koordinierung verschie-
denster Normen und Bestimmungen sowie die
Offnung des Strommarktes lassen eine weite-
re Internationalisierung der Strombranche er-
warten. Diese steht auch im Zusammenhang
mit der Losung umweltpolitischer Fragen
(Treibhauseffekt), der nuklearen Sicherheit
(Osteuropa) sowie der Finanzierungspro-
bleme zwischen Ost- und Westeuropa.

Zur Realisierung dieser Herausforderun-
gen werden neue Wege der Kooperation be-
schritten, die iiber die Errungenschaften des
europdischen Stromverbundes hinausgehen:
zum Beispiel bei der Modernisierung von
Kraftwerken in Osteuropa, bei der Erprobung
und dem Einsatz neuer Technologien («sau-
bere Kohle») oder bei den Studien fiir neue,
inhirent sichere, europiische Kernreaktoren.

Gas, Kohle oder Kernenergie
als kiinftige Angebotsoptionen?

Mittel- und sogar langfristig stehen die
Kohle, die Kernenergie und das Gas als
Angebotsoptionen der Stromproduktion zur
Verfiigung. Welche dieser Energietriger, in
welchem Masse schliesslich zum kiinftigen
Produktionsmix beitragen werden, hdngt von
den Faktoren gesellschaftliche Akzeptanz,
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Umweltvertriiglichkeit und Wirtschaftlich-
keit ab.

Fiir die Kohle sprechen die Versorgungs-
sicherheit und die Preisstabilitit, wihrend
ihre Nachteile hauptsichlich bei der Umwelt-
belastung liegen.

Bei der Kernenergie besteht in vielen Lén-
dern trotz ihrer Umweltfreundlichkeit ein
formelles oder informelles Moratorium. Auf-
grund ihrer langfristigen Vorteile (Beitrag
zur Klimastabilisierung und zur Lufthygiene,
geniigend Ressourcen) haben sich verschie-
dene europiische Kraftwerkhersteller und
-betreiber zusammengetan, um gemeinsam
einen standardisierten, inhdrent sicheren,
europdischen Reaktor zu entwickeln. Mit
einer hoheren Leistung (Leistungsklasse
1200-1500 MW) konnten die hohen Investi-
tionskosten wettgemacht werden. Gemeinsa-
me Anstrengungen bestehen auch im Bereich
der nuklearen Sicherheit, des Strahlen-
schutzes und der Entsorgung radioaktiver
Abfille. Fiir die Zukunft der Kernenergie
entscheidend wird der sichere Betrieb der
Anlagen sein. Hier hingt das Damokles-
schwert der russischen RBMK-Reaktoren
drohend tiber uns.

Beim Gas kommen nebst den umweltméis-
sigen Aspekten (bei der Verbrennung von Erd-

Bild 2 Stromaustausch
in Europa (Austausch-
leistung an einem
Wintertag)

Figure 2 Echanges
d'énergie électrique en
Europe (puissance au
cours d'une journée
d'hiver)

Bild 3 Stromaustausch
in Europa (Austausch-
leistung an einem
Sommertag)

Figure 3 Echanges
d‘énergie électrique en
Europe (puissance au
cours d'une journée
d'été)
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gas entsteht nur halb soviel CO, wie bei der
Kohle bzw. zwei Drittel soviel wie beim Erd-
6l) vor allem technische und wirtschaftliche
Vorteile hinzu: die Gasturbine ist eine ausge-
reifte Technologie mit einem hohen Wir-
kungsgrad. Ihr Einsatz erlaubt bei einer zuneh-
mend unsicheren Nachfrageentwicklung flexi-
ble Reaktionsmoglichkeiten. Zudem sind die
finanziellen Risiken aufgrund der geringeren
Kapitalkosten besser kalkulierbar.

«DSM» oder «LCP»
als kiinftige Nachfrageoptionen?

Nachdem sich die Stromnachfrage seit
dem Erdolpreisschock anfangs der siebziger
Jahre zwar weniger stark als friiher, aber im-
mer noch kontinuierlich nach oben entwik-
kelte, ist seit 1991 eine Stagnation zu ver-
zeichnen, die hauptséchlich den europawei-
ten wirtschaftlichen Abschwung wider-
spiegelt. Aufgrund der vielfiltigen gesell-
schaftlichen und politischen Schwierigkei-
ten, denen sich die Projektanten von neuen
Kraftwerksanlagen gegeniibergestellt sehen,
ist deshalb — wie bereits nach dem Erdol-
preisschock — erneut die Idee aufgetaucht,
den  zukiinftigen  Verbrauchszuwachs

nachfrageseitig aufzufangen.
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Bild 4 Taglicher Strom-
austausch im Winter

Figure 4 Echanges
~ journaliers en hiver

Bild 5 Taglicher Strom-
austausch im Sommer

Figure 5 Echanges

journaliers en été

Dabei haben insbesondere amerikanische
EVUs im Rahmen einer sehr hohen staatli-
chen Regulierungsdichte (behordliche Tarif-
kontrolle) Erfahrungen mit dem sogenannten
«Least Cost Planning» (LCP) gesammelt, die
in Europa auf ein beachtliches Interesse ge-
stossen sind. Ob es sich bei den in den USA
umgesetzten Projekten tatsdchlich um ein
Least Cost Planning handelt und nicht bloss
um eine mehr oder weniger willkiirliche
staatliche Umverteilung mit Zusatzbelastun-
gen und Subventionen, mdochte ich hier of-
fenlassen. Auch fehlen zuverldssige Aussa-
gen tiber die volkswirtschaftliche Effizienz
derartiger Projekte. Die Verhltnisse in Euro-
pa sind so oder so wesentlich anders, wobei
der effiziente Energieeinsatz vor allem unter
dem Titel «Demand Side Management»
(DSM) angestrebt wird. Dabei werden mit-
tels differenzierten Tarifen, durch Informa-
tion und Beratung der Kunden sowie durch
flankierende Massnahmen Anreize fiir einen
sinnvollen und rationellen Energie- und Strom-
einsatz geschaffen. Entscheidend ist in jedem
Fall, dass das «Nachfragemanagement» im-
mer als unternehmerische und niemals als
staatliche Aufgabe verstanden wird. Abga-
ben oder Steuern konnen allenfalls einen zu-
sdtzlichen Beitrag leisten.
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Folgerungen fiir die Schweiz

Als Griindungsmitglied des européischen
Stromverbundes im Jahre 1951 steht die
Schweiz seither im Herzen von Strom-Euro-
pa (Bild 1). Ziel dieses Stromverbundes ist
der optimale Einsatz der Produktions- und
Ubertragungsanlagen mit Hilfe des Strom-
austausches sowie der Hilfestellung bei Aus-

Bild 6 Wichtig: gute Rahmenbedingungen
Figure 6 Important: bonnes conditions-cadres

fillen. Diese Zusammenarbeit fiihrt dazu,
dass die schweizerischen Elektrizititswerke
untrennbar mit der europdischen Entwick-
lung verbunden sind (Bilder 2-5).

Fiir die Erhaltung der Wettbewerbsfihig-
keit unseres Landes und zur Losung unserer
Versorgungsaufgabe erscheinen mir die fol-
genden Punkte als wesentlich. Sie sind the-
senartig zusammengefasst:

Rahmenbedingungen
im Gesamtinteresse (Bild 6)

Fiir die Losung der Versorgungsaufgabe
setzt der Staat die notwendigen Rahmenbe-
dingungen zum Schutz der Bevolkerung vor
den technischen Gefahren der Stromerzeu-
gung und -bereitstellung, zur Schonung der
Umwelt, fiir die Erstellung von Infrastruktu-
ren, fiir die Wahrnehmung des Allgemein-
interesses usw. Wir unterstiitzen den Staat in
der Erfiillung dieser seiner spezifischen Auf-
gaben. Ein Beispiel: Die schweizerischen
Behorden haben auch 1992 die Erfiillung der
technischen Anforderungen sowie die Si-
cherheitskultur der schweizerischen Kern-
kraftwerke tiberdurchschnittlich gut beur-
teilt.

Stromversorgung
als Schliisselaufgabe (Bild 7)

Wir sind uns bewusst, dass die Stromver-
sorgung eine Schliisselfunktion einnimmt in
unserer hochentwickelten Wirtschaft und
dass sie unseren modernen Lebensstil erst
ermdglicht. Den Rahmen zur Losung unserer
Versorgungsaufgabe setzt der 1990 vom
Schweizer Volk angenommene Energiearti-
kel. Dieser verlangt eine sichere, breitgefi-
cherte und kostengiinstige Energieversor-
gung. Flankierend dazu sollen der sparsame
und rationelle Energieeinsatz sowie die
neuen erneuerbaren Energien gefordert wer-
den. Wir sind nicht bereit, diese Schliissel-
funktion missbrauchen zu lassen fiir politi-
sche Ziele der Gesellschaftsumgestaltung.
Auch fiskalische Interessen sollten nicht iiber
die Stromversorgung verfolgt werden.

Kundendienstleistung
als Unternehmenssache (Bild 8)

Im Rahmen unserer Moglichkeiten bieten
wir unseren Kunden spezifische Dienst-
leistungen an. Dazu gehort, dass wir sie in
allen fachtechnischen Belangen der Strom-
anwendung, insbesondere der sicheren und
rationellen Anwendung, beraten. Eine stir-
kere Ausrichtung auf die Kundenbediirfnisse
steht heute im unternehmerischen Interesse
der Stromversorger. Diese Kundenbediirfnis-
se sind jedoch den Marktkréften und nicht
der Biirokratie zu {iberlassen. Massnahmen
des «Demand Side Management» sind bei
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vielen Elektrizititswerken, wenn auch zum
Teil unter andern Begriffen, schon ldngst ge-
lebte Wirklichkeit. Wir betrachten unsere
Kunden als miindige Partner, weshalb wir es
nicht als unsere Aufgabe, noch als jene des
Staates erachten, dem Stromanwender ver-
bindliche Vorschriften tiber Umfang und
Verwendungszweck seines Stromkonsums
zu machen.

Wir sind uns auch der besonderen Situa-
tion der Stromversorgung bewusst, welche
aus technischen Griinden dem Stromanwen-
der nicht in jeder Beziehung die freie Wahl
gestatten kann. Dies verpflichtet uns zu einer
offenen und fairen Haltung gegeniiber den
Anliegen der Kunden. So haben unsere Kun-
den ein Anrecht auf moglichst giinstige und
transparente Tarife. Diese sollen ihm die
richtigen Signale tiber die volkswirtschaft-
lichen Kosten seines Stromverbrauchs ver-
mitteln. Dabei soll keine Diskriminierung

Bild 8 Kundendienst ist Unternehmenssache
Figure 8 Prestation de service

einzelner Kunden oder Kundenkategorien
stattfinden. Ebenso sind die betriebswirt-
schaftlichen Erfordernisse der Unterneh-
mung zu decken. Diese Tarifpolitik gestattet
es nicht, iiber die Tarife unserer Kunden
irgendwelche Partikularinteressen politischer
Gruppen zu finanzieren.

Partnerschaftliche Losungen
der Zusammenarbeit (Bild 9)

Unsere Branche zeichnet sich aus durch
eine grosse strukturelle Vielfalt. Dies kann
aussenstehende Betrachter zur Vermutung
verleiten, sie sei ineffizient. Die Vielfalt und
Kleinrédumigkeit erlauben aber eine beson-
ders nahe Verbindung zu unseren Kunden
und eine starke Identifikation unserer Mitar-
beiter mit unserem umweltfreundlichen Pro-
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Bild 7 Stromversorgung
ist eine Schliisselaufgabe
fiir unsere Gesellschaft
Figure

7 L'approvisionnement
en électricité est une
tache-clé

dukt. Ebenso erlaubt die organisatorische
Vielfalt, etwa die offentlich-rechtlichen und
privatwirtschaftlichen Eigentumsverhiltnis-
se eine grosse Flexibilitit und Innovationsfa-
higkeit. Die Nachteile der kleinen Einheiten
werden durch typische Losungen der Part-
nerschaft aufzuwiegen versucht, etwa durch
die Partnerwerke bei der Erzeugung und der
gemeinsamen Beschaffung im Ausland. Ver-
bleibende Probleme, etwa auf der Uber-
tragungsebene, miissen im gleichen partner-
schaftlichen Geist gelost werden, um dem
obrigkeitlichen Diktat zuvorzukommen. Der
zunehmende Wettbewerb in Europa schliesst
auch einzelne strukturelle Anpassungen nicht
aus.

Wettbewerb ja, aber nicht auf
Kosten der Versorgungssicherheit
(Bild 10)

Die Schweiz ist auch in elektrischer Be-
ziehung keine Insel, sondern eng mit den
tibrigen Lindern Europas verbunden. Diese
Einbindung in das européische Verbundnetz
liegt in unserem Landesinteresse, denn ohne
sie wire unsere Stromversorgung bedeutend
weniger zuverldssig und viel kostspieliger.
Damit wir an diesem internationalen Aus-

Bild 9 Partnerwerke
im Verbund

Figure 9 Collaboration
dans d'interconnection

Présidialanspracﬁé

tausch teilnehmen konnen, miissen wir aber
auch unseren Pflichten nachkommen. Das
bedeutet insbesondere, dass unser Hochspan-
nungsnetz im internationalen Verbund lei-
stungsfihig genug ausgebaut bleibt, um kei-
nen Engpass zu bilden.

Durch diese enge Verflechtung mit Euro-
pa sind wir auch direkt von der europdischen
Wettbewerbspolitik auf dem Energiesektor
betroffen, was auch immer unsere Stellung
zu EG oder EWR sein mag. Zusammen mit
unseren europdischen Partnern stellen wir
uns dem Trend nach offeneren Mérkten und
vermehrtem Wettbewerb, wehren uns aber
gegen den unkontrollierten Zugang Dritter zu
den Hochspannungs- und Verteilnetzen, fiir
deren rechtzeitigen Ausbau und sichere Be-
triebsfiihrung wir allein verantwortlich sind.

Diese Entwicklung verlangt von den Elek-
trizitdtswerken ein noch stdrkeres Kosten-
bewusstsein und die Ausschopfung von
Produktivitdtspotentialen beim Angebots-
und Nachfragemanagement. Fiir die Schweiz
bedeutet dies auch, nicht zuletzt im Interesse
der eigenen Versorgungssicherheit, die geo-
graphischen Chancen zu nutzen, Spitzen-
und sommerliche Uberschussenergie gegen
Mittel- und Grundlaststrom insbesondere im
Winter eintauschen zu konnen.
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Présidialansprache

Umweltschutz ja, aber keine
Verhinderungspolitik (Bild 11)

Die Losung der Zukunftsaufgaben setzt
wettbewerbsgerechte  Rahmenbedingungen
voraus. Dazu gehoren:

— der Weiterbetrieb und spitere Ersatz der
Kernkraftwerke,

— die nukleare Entsorgung (erste Prioritit
hat ein Endlager fiir schwach- und mittel-
radioaktive Abfille),

— die Vergrosserung der Speicherkapaziti-
ten bei der Wasserkraft sowie

— die Erweiterung der Ubertragungs- und
Verteilkapazititen.

Die durchaus berechtigten Umwelt-
schutzanliegen miissen aus der Sicht des
Projektanten auf eine berechenbare Grundla-
ge gestellt werden konnen. Die dkonomi-
schen und okologischen Rahmenbedingun-
gen miissen moglichst friihzeitig bekannt
sein. Seitens der Genehmigungs- und Kon-
zessionsbehorden sind  deshalb  Vorent-
scheide zu fillen. Die zustéindigen Behorden
haben vermehrt eine Gesamtgliterabwigung
vorzunehmen, in welcher eine globale Sicht-
weise des Umweltschutzes beriicksichtigt
wird (z.B. auch Landschaftsbelastung versus
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Bild 10 Die Schweiz
darf keine Strominsel
werden. Deshalb ist ein
leistungsfahiges
Hochspannungsnetz
notwendig

Figure 10 La Suisse
ne doit pas devenir
une ile électrique

Bild 11 Verbund von
Natur und Technik

Figure 11 Nature et
technique

Luftentlastung). Die entsprechenden Gesetze
sind anzupassen.

Angesichts der globalen Umweltprobleme
erachtet die vom Bundesamt fiir Umwelt,
Wald und Landschaft (Buwal) 1992 heraus-

Bild 12 Investitionen der Elektrizitatswirtschaft
kdnnten einen wichtigen Beitrag zur Konjunktur-
belebung bringen

Figure 12 Investissements peuvent contribuer
a la reprise de la conjoncture

gegebene Studie «Europiische Integration
und okologische Folgen fiir die Schweiz»
die Forderung von Kernenergie und Wasser-
kraft als vordringliche Massnahme. Aus
Umweltschutzgriinden ldsst sich aus der Pa-
lette der sogenannten «marktwirtschaftli-
chen» Instrumente nur die reine CO,-Abga-
be begriinden. Mit einer Steuer auf dem
Energietriiger Strom miisste mit einer weite-
ren Behinderung, das heisst vor allem mit
einer Substitution von Strom durch Ol und
Gas gerechnet werden.

Investitionen als Beitrag
zur Konjunkturbelebung (Bild 12)

Im Rahmen des Konjunkturforderungs-
programms (sog. «Gerzenseekonferenz»)
hat der Bundesrat festgestellt, dass bei einer
entscheidungsfreudigeren Behandlung von
Projekten  grossere  Investitionsvolumen
ohne direkte Kostenfolgen fiir Bund und
Kantone getitigt werden konnten.

Bis zum Jahr 2000 konnten die Elektrizi-
titswerke rund 8 Milliarden Franken in der
Schweiz investieren: bei der Kernenergie
rund 1 Milliarde, bei der Wasserkraft rund 3
und im Leitungsbau rund 4 Milliarden Fran-
ken. Die im Vergleich zum Ausland strengen
Umweltanforderungen und zahlreichen Ein-
spracheverfahren fiihren dazu, dass viele
Projekte verzogert und schubladisiert, oder
aber unwirtschaftlich werden.

Die Elektrizititswirtschaft kann ihren
kiinftigen Aufgaben dann mit Optimismus
entgegenblicken, wenn die vom Bundesrat in
Aussicht gestellte Revitalisierung der Wirt-
schaft auch im Energie- und Umweltbereich
greift. Ohne Gesetzesanpassungen und
Straffung der Bewilligungsabliufe ist aller-
dings mit weiteren Investitionsverlagerun-
gen ins Ausland zu rechnen.

Schlusshemerkung

Bei der Losung all dieser Aufgaben
wollen wir uns bewusst bleiben, dass andere
Leute und andere Lénder schwerere Sorgen
zu bewiltigen haben. Wie gravierend die
Probleme einer schlecht funktionierenden
Stromversorgung sein konnen, zeigt der Ver-
gleich mit den ehemaligen Oststaaten. Und
wieviel Millionen Einwohner in andern Erd-
teilen konnen von einem Anschluss an eine
gut funktionierende und zahlbare Stromver-
sorgung nur triumen. Erfiillen wir also wei-
terhin unsere Aufgabe mit Engagement, aber
ohne Verbissenheit in unsere eigenen Mei-
nungen. Wir wollen offen bleiben fiir die
Anliegen unserer Kunden und der Bevdlke-
rung, und fiir die bevorstehenden Herausfor-
derungen wollen wir gemeinsam nach Lo-
sungen suchen.

Bulletin ASE/UCS 20/93



	Der europäische Wandel und seine Folgen für die schweizerische Elektrizitätswirtschaft

